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GERD-RÜDIGER HOFFMANN 

Hochschul- und Kulturpolitik 

REDE zum Tagesordnungspunkt 3 der 66. Sitzung des Landtages Brandenburg am 13.12.2012: 
GESETZ ÜBER DIE FESTSTELLUNG DES HAUSHALTSPLANES des Landes Brandenburg für die 
Haushaltsjahre 2013/2014 (Haushaltsgesetz 2013/2014) 

 

Wenn über den Einzelplan 6 zu reden ist, dann muss zuerst 

mit Respekt folgendes festgestellt werden: Das in program-

matischen Texten meiner Partei – DIE LINKE - erklärte Ziel, 

mehr für Bildung und Kultur auszugeben, in Köpfe und gutes 

Leben zu investieren, nicht zuerst in Beton, spiegelt sich im 

Entwurf des Doppelhaushaltes 2013/2014 wider, nicht bloß 

scheinbar, lieber Kollege Lipsdorf, sondern wirklich.  Sowohl 

relativ mit Bezug auf den Gesamthaushalt, aber auch in den 

absoluten Zahlen gibt es eine Ausgabensteigerung für Wis-

senschaft, Forschung und Kultur. Die Kürzungen finden wir in anderen Ressorts. Deshalb 

muss deutlich gesagt werden, dass dieser erfreuliche Umstand als kollektive Leistung des 

gesamten Kabinetts zu würdigen ist. Mehr noch, es sind ja besonders der Wirtschaftsminis-

ter, der Infrastrukturminister, der Innenminister, der Justizminister und nicht zuletzt auch 

der Finanzminister, die erklären müssen, warum in ihren Bereichen dieses oder jenes nicht 

gebaut werden kann oder das Weihnachtsgeld eben nicht für alle reicht. Das ist schwierig, 

nicht immer nur gerecht, manchmal holpert es auch im Umgang mit Betroffenen, aber die 

Richtung stimmt.  

Soweit so gut, doch wie sieht es konkret aus, wenn wir uns den Einzelplan 6 vornehmen 

und einige aktuelle Projekte des zuständigen Ministeriums zur Kultur- und Hochschulpolitik 

betrachten. Auch hier muss zuerst Positives gesagt werden. Zu nennen ist die Frage nach 

einer Kulturförderpolitik unter neuen Bedingungen. Dass das dann gleich Kulturstrategie 

heißen muss, ist eine andere Frage. Aber die Konsequenz, mit der einige wichtige Probleme 

benannt wurden, hat Anerkennung verdient. Dass Kulturelle Bildung in den Mittelpunkt kul-

turpolitischer Aktivitäten gerückt wurde, ist ebenfalls zu begrüßen.  

Wenn es stimmen sollte, dass wir es gegenwärtig mit einer Krise der Kulturpolitik in der 

Bundesrepublik Deutschland zu tun haben, wie Experten behaupten, und wir deshalb über 

eine neue Kulturpolitik streiten müssen, dann allerdings bleiben die Konzepte hinter den An-

forderungen zurück. 

Denn auch im Land Brandenburg haben wir es damit zu tun, dass – wie der Kulturwissen-

schaftler Dieter Kramer es nennt – die Krise der öffentlichen Kulturpolitik mindestens drei 

Ebenen erfasst hat: 

1. Die Inhaltskrise. Besonders stark wirkt sich in einem Flächenland wie Brandenburg 

aus, wenn das Spannungsverhältnis zwischen hoch gelobten und auch gewünschten kultu-
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rellen Leuchttürmen und dem Anspruch, überall im Lande „anregungsreiches kulturelles 

Milieu für alle“ (Kramer 2012, S. 20) zu schaffen, in politisch gewollte Rahmenbedingungen 

zu bringen ist. Bei knappen Finanzen – und die sind  für den Einzelplan 06 insgesamt zu 

knapp – geht es hier nicht ohne Konflikte ab. 

Ein weiteres Konfliktfeld, das in Brandenburg konzeptionell mit der vorliegenden „Kultur-

strategie 2012“ überhaupt nicht bewältigt wurde, ist der Gegensatz von regionaler Identität 

und Internationalisierung in Kunst, Lebensstil, Bildung, Forschung und kulturellen Stan-

dards. Die Einführung von Kriterien der Kulturförderung, die nur bedingt der inneren Logik 

kultureller (oder gar künstlerischer) Prozesse folgen, sehe ich ebenfalls als Problem.  

2. Die Adressatenkrise. Zunehmende Mobilität bei einer auf Eventkultur eingestellten 

jungen Generation bei gleichzeitiger Einschränkung von Mobilität besonders bei Kultur- und 

Kunstinteressierten  durch Einschränkungen im öffentlichen Verkehrsnetz bei den über 

70jährigen. Letztere gehörten aber zu der traditionellen Zielgruppe kultureller Angebote, die 

auch die Kriterien für Kulturförderung maßgeblich bestimmten. Altersarmut, Arbeitslosig-

keit, Entwurzelung, „Null-Bock“-Mentalität kommen noch dazu. Demografie erscheint hier 

als Reizwort. Und gleich noch einmal Demografie als 

Reizwort, nämlich dann, wenn kulturelle Angebote ent-

sprechend der Einwohnerentwicklung gekürzt werden 

sollen. Das Publikum am Anfang des 21. Jahrhunderts ist 

anders als das in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 

. Hier sind Vermittlungsbemühungen und neue Ansätze 

gefragt, also Kulturelle Bildung in dem Sinne, wie die 

Plattform Kulturelle Bildung sich definiert.  

3. Die Finanzierungskrise. Logisch, für Kunst und Kul-

tur, für Künstlerinnen und Künstler kann es nie genug 

Geld geben. Der Mehrwert eines Theaters oder eines 

Kunstmuseums oder des Projektes „Klasse: Musik“ oder 

der Musikakademie Rheinsberg ist anderseits nicht nach 

betriebswirtschaftlichen Kriterien zu ermitteln. Deshalb 

sind die meisten Fusionskonzepte auf diesem Gebiet un-

haltbar, weil sie gewachsene kulturelle Milieus zerstören können. Manchmal sollten kultu-

relle Prozesse eben höher als die Quote bei Höhepunktveranstaltungen bewertet werden. 

Eine neue Förderstrategie ist nötig. Und diese sollte sich auch im Haushaltsplan wieder fin-

den. Finanzielle Möglichkeiten dürfen selbstverständlich nicht unbeachtet bleiben. Aber die 

Kassenlage als Ausgangspunkt und die Haushaltkonsolidierung irgendwie auch noch als 

übergeordnetes Ziel ins Spiel zu bringen, hat dann mit Kulturpolitik nur noch wenig zu tun. 

Wenn aber die Konzepte nicht klar sind, zum Beispiel drei oder auch fünf Kriterien für die 

Kulturstrategie eingeführt werden, die komplett nichtkünstlerische und nichtkulturelle As-

pekte berücksichtigen, dann kann man Kulturelle Bildung und einen entsprechenden Fonds 

im Einzelplan 05 oder 06 oder irgendwo anders auch nicht finden.  

Zugespitzt gesagt, natürlich muss sich eine wirkliche Förderstrategie im Landeskulturhaus-

halt wiederfinden, aber die Kassenlage sollte so wenig wie nur irgendwie möglich die För-
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derstrategie beschränken. Ausgangspunkt müssen die Aufgaben der Kulturpolitik selbst 

sein.  

Ein weiteres Problem ist, dass Kultur Aufgabe der Länder im Bunde mit den Kommunen ist, 

der Bund aber, so scheint es, nicht gerade wenig Geld für Kultur ausgibt. Hier passt nichts 

zusammen, nichts scheint abgestimmt zu sein. Kooperativer Kulturföderalismus geht an-

ders. 

Allerdings passt auch Vieles im Lande selbst noch nicht optimal zueinander. Hochschulpoli-

tik völlig separat zur Kulturpolitik anzugehen, wie sich in der Lausitz zeigt, ist einfach nicht 

zeitgemäß und berücksichtigt neue internationale Trends überhaupt nicht. Zu diesem The-

ma will ich gar nicht viel sagen, weil ich erstens auf das Volksbegehren hoffe und zweitens 

annehme, dass die im Zuge der Auseinandersetzungen entstandenen alternativen Konzepte 

stark genug sind, um doch noch halbwegs Gutes für das brandenburgische Hochschulsys-

tem herauszuholen. Doch es gibt den Trend der Verrechtlichung und Vergeldlichung 

von Kultur- und Hochschulpolitik, wie es wieder einmal in den Reden von Herrn Jür-

gens und Frau Melior deutlich wurde. 

Nicht alles, was rechtlich möglich ist, muss doch politisch gewollt werden.  

Exemplarisch zeigt sich dieser Trend der Verrechtlichung und Vergeldlichung in der Sor-

ben/Wenden-Politik. Wie hier über Rechtsgutachten und Stellungnahmen ständig neue 

Bedenken gegen ein moderneres Sorben/Wenden-Gesetz in Anschlag gebracht werden, 

geht schon ins Peinliche. Denn leider muss man den Eindruck gewinnen, dass die Landes-

regierung keine Anstrengungen unternimmt, um das neue Gesetz zu unterstützen. Eher 

trifft das Gegenteil zu.  

Also, nicht alle Probleme in der Kulturpolitik sind durch mehr Geld zu lösen. Ohne mehr 

Geld geht es aber auch nicht. Vor allem muss die Grundlegung für Kulturförderung, Kultur-

finanzierung und Hochschulpolitik mit mutigen Konzepten erfolgen. Doch auch hier sind 

Prozesse in Gang gekommen, die von der Landesregierung teilweise selbst angeschoben 

worden sind. Ich nenne nur die Debatten zur Kulturellen Bildung und zur Kulturstrategie. 

Das Ergebnis in Form einer Hochglanzbroschüre bleibt aber hinter dem erreichten Stand 

der Debatte weit zurück. Es gibt noch viel Arbeit.  

 
BUCHTIPP: Dieter Kramer: Kulturpolitik neu erfinden. Die Bürger als Nutzer und Akteure im Zentrum des kulturellen Lebens.  
Essen: Klartext Verlag (Edition Umbruch – Texte zur Kulturpolitik. Bd. 28), 2012 


